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Satzung des Schachklubs Tarrasch-1945 München e.V. 

 

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 

(1) Der Verein führt den Namen „Schachklub 
Tarrasch-1945 München e.V.“ 

(2) Der Verein hat seinen Sitz in München und ist 
im Vereinsregister des Amtsgerichts München 
eingetragen. 

(3) Das Geschäftsjahr beginnt am 01.09. und endet 
am 31.08. eines jeden Jahres. 

§ 2 Vereinszweck 

(1) Vereinszweck ist die uneigennützige Pflege und 
Förderung des Schachspiels. 

(2) Der Verein verfolgt ausschließlich und 
unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 
des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der 
Abgabenordnung (AO). Der Verein ist selbstlos 
tätig; er verfolgt nicht in erster Linie 
eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel des Vereins 
sowie etwaige Überschüsse werden nur für 
satzungsgemäße Zwecke verwendet. Die 
Mitglieder erhalten keine Anteile am 
Überschuss und – in ihrer Eigenschaft als 
Mitglieder – auch keine sonstigen Zuwen-
dungen aus Mitteln des Vereins. Der Verein 
darf keine Person durch Verwaltungsausgaben, 
die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder 
durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen, 
begünstigen. 

(3) Ausgeschiedene oder ausgeschlossene 
Mitglieder haben keinen Anspruch auf das 
Vereinsvermögen. 

(4) Eine Änderung im Status der Gemeinnützigkeit 
zeigt der Verein unverzüglich dem Bayerischen 
Landes-Sportverband e.V., den zuständigen 
Fachverbänden sowie dem Finanzamt für 
Körperschaften an. 

§ 3 Vereinstätigkeit 

(1) Die Verwirklichung des Vereinszwecks sieht der 
Verein insbesondere in der regelmäßigen 
Durchführung von Vereinsabenden, der 
Durchführung von Vereinsturnieren, der 
Teilnahme an Verbandsturnieren und der Orga-
nisation von Jugendarbeit. 

(2) Der Verein ist Mitglied im Bayerischen Landes-
Sportverband e.V. und erkennt dessen Satzung 
und Ordnungen an. Über diese Mitgliedschaft 
wird zugleich die Zugehörigkeit der einzelnen 
Vereinsmitglieder zum Bayerischen Landes-
sportverband e.V. vermittelt. 

§ 4 Erwerb der Mitgliedschaft 

(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche 
Person werden. 

(2) Über den schriftlichen Aufnahmeantrag ent-
scheidet der Vorstand. Der Aufnahmeantrag 
Minderjähriger bedarf der Unterschrift des 
gesetzlichen Vertreters. 

(3) Eine Ablehnung des Aufnahmeantrags durch 
den Vorstand ist unanfechtbar. 

§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Aus-
schluss oder Streichung der Mitgliedschaft. 

(2) Der Austritt ist dem Vorstand gegenüber 
schriftlich zu erklären. Der Austritt ist unter 
Einhaltung einer Frist von sechs Wochen zum 
Ende des Kalenderhalbjahres zulässig. 

(3) Ein Mitglied kann aus dem Verein ausge-
schlossen werden, wenn sein Verhalten in 
grober Weise gegen die Satzung oder die 
Interessen des Vereins verstößt. Über den 
Ausschluss entscheidet auf Antrag des 
Vorstands die Mitgliederversammlung mit 
Dreiviertelmehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen. Vor dem Antrag des Vorstands an die 
Mitgliederversammlung ist dem Betroffenen 
Gelegenheit zur Äußerung zu geben. Der 
Beschluss des Ausschlusses ist dem 
Betroffenen durch den Vorstand mittels 
eingeschriebenen Briefes bekannt zu geben. 

(4) Eine Streichung der Mitgliedschaft ist zulässig, 
wenn das Mitglied trotz zweimaliger schriftlicher 
Mahnung durch den Vorstand mit der Zahlung 
des Beitrages im Rückstand ist. Die Streichung 
kann durch den Vorstand erst beschlossen 
werden, wenn seit Absendung des zweiten 
Mahnschreibens, das den Hinweis auf die Strei-
chung zu enthalten hat, drei Monate vergangen 
sind. 

§ 6 Beiträge 

Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die 
Höhe des Betrages sowie dessen Fälligkeit 
werden von der Mitgliederversammlung bestimmt. 
Durch die Mitgliederversammlung können auch 
sonstige Leistungen beschlossen werden, die von 
den Mitgliedern zu erbringen sind. 

§ 7 Organe des Vereins 

Organe des Vereins sind der Vorstand, der 
Vereinsausschuss und die Mitgliederversammlung. 
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§ 8 Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus dem Ersten 
Vorsitzenden, dem Zweiten Vorsitzenden und 
dem Finanzverwalter (Vorstand im Sinne des § 
26 BGB). 

(2) Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich 
durch je zwei Vorstandsmitglieder gemeinsam 
vertreten. 

(3) Die Vertretungsmacht des Vorstandes ist mit 
Wirkung gegen Dritte in der Weise beschränkt, 
dass für Rechtsgeschäfte mit einem 
Geschäftswert ab € 2.000,-- (Zweitausend) die 
Zustimmung der Mitgliederversammlung 
erforderlich ist. 

(4) Der Vorstand wird von der Mitgliederversamm-
lung auf die Dauer von zwei Jahren mit der 
absoluten Mehrheit der gültigen Stimmen 
gewählt. Er bleibt jedoch bis zur satzungsge-
mäßen Neuwahl des Vorstandes im Amt. 
Wählbar sind nur Vereinsmitglieder, die das 18. 
Lebensjahr vollendet haben. Verschiedene 
Vorstandsämter können nicht in einer Person 
vereinigt werden. 

(5) Dem Vorstand obliegt neben der Vertretung des 
Vereins die Wahrnehmung der Vereinsge-
schäfte nach Maßgabe der Satzung, der 
Beschlüsse der Mitgliederversammlung und der 
Beschlüsse des Vereinsausschusses. 

(6) Der Vorstand übt seine Tätigkeit grundsätzlich 
im Ehrenamt aus. Er hat Anspruch auf 
Auslagenersatz. Die Mitglieder-versammlung 
kann beschließen, dass der Vorstand oder 
einzelne Vorstands-mitglieder und 
Funktionsträger für die Erledigung von 
Vereinsaufgaben eine Aufwandsentschädigung 
in maximaler Höhe der Ehrenamtspauschale 
gem. § 3 Nr. 26a EStG erhalten. 

§ 9 Vereinsausschuss 

(1) Der Vereinsausschuss setzt sich zusammen 
aus 

• den Vorstandsmitgliedern 

• dem Spielleiter 

• dem Schriftführer 

• dem Jugendleiter 

• dem Schachwart 

• den Beisitzern für bestimmte Aufgaben-
bereiche, die von der Mitgliederver-
sammlung gewählt werden können. 

(2) Der Vereinsausschuss tritt einmal im Jahr 
zusammen, ansonsten nach Bedarf oder wenn 
ein Drittel seiner Mitglieder dies beantragt. Die 
Sitzungen werden durch den Vorsitzenden, im 
Falle dessen Verhinderung durch ein anderes 
Vorstandsmitglied, mindestens 48 Stunden 
vorher einberufen. 

(3) Die Aufgaben des Vereinsausschusses 
ergeben sich aus der Funktionsbezeichnung 
der zugewiesenen Ämter. Durch Beschluss 
kann die Mitgliederversammlung weitergehende 
Einzelaufgaben übertragen. 

(4) Der Vereinsausschuss ist beschlussfähig, wenn 
mehr als die Hälfte der Ausschussmitglieder, 
darunter mindestens ein Vorstandsmitglied, 
anwesend sind. 

(5) Für Ausschussmitglieder, die während des 
Jahres ausscheiden, kann der Vereinsaus-
schuss Ersatzmitglieder bestellen. Aus-
scheidende Vorstandsmitglieder werden bei der 
dem Ausscheiden nächstfolgenden Mitglieder-
versammlung nachgewählt 

(6) Über die Beschlüsse des Vereinsausschusses 
ist jeweils ein Protokoll anzufertigen, welches, 
nach Genehmigung durch die Mehrheit der 
Ausschussmitglieder, vom Schriftführer und 
vom Vorsitzenden zu unterschreiben ist. 

(7) Die Ausschussmitglieder sind für die laufende 
Vereinsarbeit zuständig. 

§ 10 Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung findet jährlich im 
September oder Oktober statt. Sie ist ferner 
einzuberufen, wenn es das Vereinsinteresse 
gebietet oder ein Fünftel der Vereinsmitglieder 
dies schriftlich und unter Angabe der Gründe 
und des Zwecks vom Vorstand verlangt. 

(2) Mitgliederversammlungen sind vom Vorstand 
mindestens zwei Wochen vor dem Versamm-
lungstermin schriftlich einzuberufen. Mit der 
Einberufung ist gleichzeitig die Tagesordnung 
mitzuteilen. Die Tagesordnung muss für die 
ordentliche Mitgliederversammlung folgende 
Punkte enthalten: 

• Berichte der Vorstandsmitglieder 

• Berichte der übrigen Ausschussmitglieder 

• Bericht eines vom Ausschuss gewählten 
Kassenprüfers 

• Entlastung und Neuwahlen des Vorstands 
oder der übrigen Ausschussmitglieder 

• Beschlussfassung über vorliegende Anträge 

(3) Soweit die Satzung nichts anderes bestimmt, ist 
jede ordnungsgemäß einberufene Mitglie-
derversammlung beschlussfähig. 

(4) Bei Beschlüssen und Wahlen entscheidet, 
soweit die Satzung nichts anderes vorschreibt, 
die einfache Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen. Zu einem Beschluss, der 
eine Änderung der Satzung enthält, ist eine 
Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen 
gültigen Stimmen erforderlich. Die Änderung 
des Vereinszwecks bedarf der Zustimmung von 
neun Zehnteln der stimmberechtigten Vereins-
mitglieder. In allen Fällen zählen die Stimment-
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haltungen nicht als gültige Stimmen und 
werden nicht mitgerechnet. 

(5) Die Art der Abstimmung wird durch den Ver-
sammlungsleiter festgelegt. Eine schriftliche 
Abstimmung hat jedoch zu erfolgen, wenn ein 
Drittel der anwesenden Mitglieder dies 
beantragt. Die Wahl des Vorsitzenden muss 
geheim erfolgen. 

(6) Die Mitgliederversammlung beschließt in 
Abständen von zwei Jahren, mit gerader 
Jahreszahl die Entlastung und Wahl des 
Vorstandes und mit ungerader Jahreszahl die 
Entlastung und Wahl der übrigen Aus-
schussmitglieder. Bei letzteren handelt es sich 
in der Regel um den Spielleiter, Schriftführer, 
Jugendleiter und Schachwart. 

(7) Wahlberechtigt und stimmberechtigt sind alle 
Vereinsmitglieder, die am Tage der Versamm-
lung das 16. Lebensjahr vollendet haben. Bei 
der Wahl des Jugendleiters sind auch die 
Jugendlichen stimmberechtigt, die das 14. 
Lebensjahr vollendet haben. Für die Wahlbe-
rechtigung zum Vorstandsmitglied, gilt das 
Lebensjahr gemäß Paragraph 8, Absatz (4) 
dieser Satzung. 

(8) Über die Beschlüsse der Mitgliederversamm-
lung ist ein Protokoll aufzunehmen. In dieser 
sind alle Anwesenden, sämtliche Anträge, 
Beschlüsse mit Abstimmungsergebnissen und 
die Stimmenverhältnisse festzuhalten. Das 
Protokoll ist vom Versammlungsleiter und 
einem Mitglied des Vorstands zu 
unterzeichnen. 

(9) Steht der Durchführung der Mitglieder-
versammlung mit physischer Präsenz der 
Vereinsmitglieder ein nicht oder nur mit 
unverhältnismäßig großem Aufwand zu 
beseitigendes Hindernis entgegen, kann der 
Vorstand anordnen, dass die Versammlung 
ohne physische Präsenz der Vereinsmitglieder 
als virtuelle Mitgliederversammlung abgehalten 
wird, sofern die Bild- und Tonübertragung der 
gesamten Versammlung erfolgt und die 
Stimmrechtsausübung der Teilnehmer über 
elektronische Kommunikation möglich ist. Die 
Durchführung als virtuelle Versammlung ist 
spätestens mit der Einberufung (Abs. 2) 
bekannt zu machen. 

(10) Der Vorstand kann auch anordnen, dass den 
Teilnehmern erlaubt wird, bezüglich aller oder 
einzelner Anträge ihre Stimme vor der 
Durchführung der Versammlung schriftlich 
abzugeben und dass ein Beschluss auch ohne 
Versammlung gültig ist, wenn alle Mitglieder 
beteiligt wurden, bis zu dem in der Einberufung 
gesetzten Termin mindestens die Hälfte der 
Mitglieder ihre Stimme in Textform abgegeben 
hat und der Beschluss mit der erforderlichen 
Mehrheit gefasst wurde.  

§ 11 Anträge 

(1) Antragsberechtigt sind die Mitglieder des 
Schachvereins. Anträge müssen spätestens 
Ende Juli des Jahres dem Vorstand zugeleitet 
werden. Rechtzeitig eingegangene Anträge 
sind unverzüglich den Mitgliedern des Vereins-
ausschusses zur Kenntnis zu bringen. 

(2) Anträge, die nicht rechtzeitig beim Vorsitzenden 
eingegangen sind und nicht auf die 
Tagesordnung der Mitgliederversammlung 
gebracht werden konnten, gelten als „Dringlich-
keitsantrag“. Diese Anträge können nur dann 
zur Aussprache und Abstimmung gestellt 
werden, wenn die Dringlichkeit von der 
Mitgliederversammlung mit Zweidrittelmehrheit 
der abgegebenen gültigen Stimmen bejaht wird. 

(3) Unzulässig sind Dringlichkeitsanträge auf 
Änderung der Satzung, Festlegung von finan-
ziellen Verpflichtungen, Auflösung des Vereins 
oder Änderung des Vereinszwecks. 

§ 12 Auflösung des Vereins 

(1) Der Verein kann durch Beschluss der 
Mitgliederversammlung aufgelöst werden, 
soweit diese Mitgliederversammlung eigens zu 
diesem Zweck einberufen wurde und 
mindestens zwei Drittel der Vereinsmitglieder 
anwesend sind. Ist die Mitgliederversammlung 
nicht beschlussfähig, ist innerhalb von vier 
Wochen erneut eine Mitgliederversammlung 
einzuberufen, die unabhängig von der Anzahl 
der anwesenden Mitglieder beschlussfähig ist. 
Darauf ist bei der Einladung zur erneuten Mit-
gliederversammlung hinzuweisen. 

(2) Zur Auflösung des Vereins ist die Mehrheit von 
neun Zehnteln der abgegebenen gültigen 
Stimmen erforderlich. 

(3) Die Liquidation erfolgt durch die zum Zeitpunkt 
der Auflösung amtierenden Vorstands-
mitglieder. 

(4) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins 
oder bei Wegfall des bisherigen Zwecks fällt 
das Vermögen des Vereins an den Bayerischen 
Landessportverband e.V. oder, falls dieser das 
Vermögen ablehnt, an die Stadt München. In 
jedem Fall ist das Vermögen unmittelbar und 
ausschließlich zur Förderung und Pflege des 
Sports im Sinne dieser Satzung zu verwenden. 

§ 13 Datenschutzklausel 

(1) Zur Erfüllung der satzungsgemäßen Aufgaben 
des Vereins und der Verpflichtungen, die sich 
aus der Mitgliedschaft im Bayerischen Landes-
Sportverband e.V. (BLSV) und aus der 
Mitgliedschaft im Münchner Schach-Bezirks-
verband ergeben, werden im Verein unter 
Beachtung der rechtlichen Vorschriften, insbe-
sondere der EU Datenschutzgrund-verordnung 
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(DSGVO) sowie des Bundesdatenschutz-
gesetzes neue Fassung (BDSG), folgende per-
sonenbezogene Daten von Vereinsmitgliedern, 
Funktionsträgern, Übungsleitern und Wett-
kampfrichtern digital gespeichert: 

• Name, 

• Adresse, 

• Nationalität, 

• Geburtsort, 

• Geburtsdatum, 

• Geschlecht, 

• Telefonnummer, 

• E-Mailadresse, 

• Bankverbindung, 

• Mitgliedschaft in anderen Schachvereinen, 

• Zeiten der Vereinszugehörigkeit. 

(2) Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern 
oder sonst für den Verein Tätigen ist es 
untersagt, personenbezogene Daten unbefugt 
zu anderen als dem zur jeweiligen Aufgaben-
erfüllung gehörenden Zweck zu verarbeiten, be-
kannt zu geben, Dritten zugänglich zu machen 
oder sonst zu nutzen. Diese Pflicht besteht 
auch nach dem Ausscheiden des Mitglieds aus 
dem Verein fort. 

Als Mitglied des BLSV ist der Verein ver-
pflichtet, im Rahmen der Mitgliederverwaltung 
folgende Daten seiner Mitglieder an den BLSV 
zu melden: 

• Name, 

• Vorname, 

• Geburtsdatum, 

• Geschlecht, 

• Sportartenzugehörigkeit. 

Die Meldung dient zu Verwaltungs- und 
Organisationszwecken des BLSV.  

Diese Daten werden auch an den Deutschen 
Schachbund, den Bayerischen Schachbund 
und den Schachverband München gemeldet. 
Sie dienen zur Verwaltungs- und 
Organisationszwecken bzw. zur Durchführung 
des Wettkampfbetriebes. 

Zur Wahrnehmung satzungsgemäßer 
Mitgliederrechte kann bei Verlangen der 
Vorstand gegen die schriftliche Versicherung, 
dass die Adressen nicht zu anderen Zwecken 
verwendet werden, Mitgliedern, Funktions-
trägern, Übungsleitern und Wettkampfrichtern 
bei Darlegung eines berechtigten Interesses 
Einsicht in das Mitgliederverzeichnis gewähren. 

(3) Im Zusammenhang mit seinem Sportbetrieb 
sowie sonstigen satzungsgemäßen Veran-
staltungen veröffentlicht der Verein personen-
bezogene Daten und Fotos seiner Mitglieder in 
seiner Vereinszeitung sowie auf seiner 
Homepage und übermittelt Daten und Fotos zur 
Veröffentlichung an Print- und Telemedien 
sowie elektronische Medien. 

(4) Durch ihre Mitgliedschaft und die damit 
verbundene Anerkennung dieser Satzung 
stimmen die Mitglieder der Verarbeitung 
(Erheben, Erfassen, Organisieren, Ordnen, 
Speichern, Anpassen, Verändern, Auslesen, 
Abfragen, Verwenden, Offenlegen, Übermitteln, 
Verbreiten, Abgleichen, Verknüpfen, Einschrän-
ken, Löschen, Vernichten) ihrer personen-
bezogenen Daten in dem vorgenannten 
Ausmaß und Umfang zu. 

Eine anderweitige, über die Erfüllung seiner 
satzungsgemäßen Aufgaben und Zwecke 
hinausgehende Datenverwendung ist dem 
Verein – abgesehen von einer ausdrücklichen 
Einwilligung – nur erlaubt, sofern er aufgrund 
einer rechtlichen Verpflichtung, der Erfüllung 
eines Vertrages oder zur Wahrung berechtigter 
Interessen, sofern nicht die Interessen der 
betroffenen Personen überwiegen, hierzu 
verpflichtet ist. Ein Datenverkauf ist nicht 
statthaft. 

(5) Jedes Mitglied, jeder Funktionsträger, Übungs-
leiter und Wettkampfrichter hat im Rahmen der 
rechtlichen Vorschriften, insbesondere der 
DSGVO und des BDSG, das Recht auf 
Auskunft über die zu seiner Person 
gespeicherten Daten, deren Empfänger und 
den Zweck der Speicherung sowie auf 
Berichtigung, Löschung oder Sperrung, 
Einschränkung, Widerspruch und Übertrag-
barkeit seiner Daten. 

(6) Bei Beendigung der Mitgliedschaft werden 
personenbezogene Daten gelöscht, sobald ihre 
Kenntnis nicht mehr erforderlich ist. Daten, die 
einer gesetzlichen oder satzungsmäßigen Auf-
bewahrungspflicht unterliegen, werden für die 
weitere Verwendung gesperrt und nach Ablauf 
der Aufbewahrungspflicht entsprechend Satz 1 
gelöscht. 

(7) Die vereins- und personenbezogenen Daten 
werden durch geeignete technische und 
organisatorische Maßnahmen vor dem Zugriff 
Dritter geschützt. 

 

 

 

München, den 31.10.2025 (Ort und Tag der Errichtung) 

.............................. (Unterschrift von 7 Mitgliedern) 


